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1. Textliche Festsetzungen gem. § 9 BauGB 
 
1.1 Die Grundfläche pro Gebäude darf max. 85 qm 

nicht überschreiten (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB i. V. m. 
§10 (3) BauNVO). 

 
1.2 Die Geschossfläche pro Gebäude darf 95 qm nicht 

überschreiten. Aufenthaltsräume außerhalb von 
Vollgeschossen einschließlich der zu ihnen gehö-
renden Treppenräume und Umfassungswände sind 
hierbei mitzurechnen (§ 20 (3) BauNVO). 

 
1.3 Nebenanlagen bis zu 20,0 qm Grundfläche pro 

Hauptgebäude sowie pro Hauptgebäude ein Stell-
platz (auch überdacht) sind außerhalb der über-
baubaren Grundstücksflächen nur zulässig, wenn 
sie außerhalb des Überschwemmungsgebietes lie-
gen. Garagen außerhalb der überbaubaren Grund-
stücksflächen sind unzulässig (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 
BauGB, § 14 Abs. 1 BauNVO, §12 Abs. 6 BauN-
VO). 

 
1.4 Die im Bebauungsplan festgesetzten Pflanzgebots-

flächen sind mit einer mindestens zweireihigen Be-
pflanzung zu versehen, die fachgerecht im Pflanz-
verband von 1,0 x 1,0 m anzulegen und auf Dauer 
zu erhalten ist. Es sind standortgerechte heimische 
Gehölze zu verwenden wie: Rot- oder Schwarzerle, 
Esche, Strauchweiden wie Purpurweide, Mandel-
weide und Hanfweide sowie Pfaffenhütchen und 
Wasserschneeball. Falls ein Bestand an heimi-
schen Ufergehölzen vorhanden ist, so ist dieser zu 
erhalten und bei den Bepflanzungsmaßnahmen 
einzubeziehen. Je Grundstück ist ein Durchgang 
durch den Pflanzstreifen in einer Breite von maxi-
mal 1,50 m zulässig (§9 (1) Nr. 25 a + b BauGB). 

 
1.5 Abgrabungen und Aufschüttungen sind unzulässig 

(§ 9 (1) Nr. 17 BauGB). 
 
 
2. Textliche Festsetzungen gem. § 86 BauO NRW 
 
2.1 Grundstückseinfriedungen zur Erschließungsstraße 

sind nur in Verbindung mit einer der Erschließungs-
straße zugewandten Eingrünung mit standortge-
rechten heimischen Gehölzen als frei wachsende 
oder geschnittene Hecke zulässig. Die dahinter lie-
genden Zäune oder Mauern dürfen eine Höhe von 
1,80 m nicht überschreiten. Sonstige Grundstücks-
einfriedigungen bis 1,80 m Höhe sind nur außerhalb 
des Überschwemmungsgebietes zulässig. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

3.  Kennzeichnungen 
 

Die gem. § 9 (5) BauGB besonders gekennzeich-
neten Grundstücke bzw. Bestandsgebäude sind 
erhöhten Risiken in Folge möglicher Hochwasser-
ereignisse ausgesetzt. Es werden entsprechende 
bauliche Vorkehrungen oder sonstige Sicherungs-
maßnahmen gegen Hochwasser empfohlen. Ge-
plante Maßnahmen sind im Detail mit der Unteren 
Wasserbehörde abzustimmen.  

 
 

4. Hinweise 
 
4.1 Vorhandene Heizöllageranlagen innerhalb des 

nachrichtlich dargestellten Überschwemmungsge-
bietes sind gegen Aufschwimmen sowie das Aus-
treten von Heizöl zu sichern. 

 
4.2 Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kul-

turgeschützte Bodenfunde, aber auch Veränderun-
gen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbe-
schaffenheit) gefunden werden. Die Entdeckung 
von Bodendenkmälern ist der Gemeinde und dem 
Landschaftsverband Westfalen-Lippe, Westfäli-
sches Museum für Archäologie/Amt für Boden-
denkmalpflege, Münster (Tel.: 0251-2105-252) un-
verzüglich anzuzeigen (§§ 15 und 16 DSchG). Die 
Fundstelle ist unverändert zu erhalten. Diese Ver-
pflichtung erlischt drei Tage nach Zugang der An-
zeige und spätestens eine Woche nach deren Ab-
sendung. Die Obere Denkmalbehörde kann die 
Frist von 3 Werktagen verlängern, wenn die sach-
gerechte Untersuchung oder die Bergung eines 
Bodendenkmals dies erfordert. 

 
4.3 Für die Grundstücke, die unmittelbar östlich an das 

Freibad Stapelskotten angrenzen, ist mit zeitweili-
gen, saisonal auftretenden Lärmeinwirkungen in-
folge der benachbarten Freibadnutzung zu rech-
nen. 

 

  
Rechtsgrundlagen: 
 
§§ 1,2,3,8 ff Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 
2141), in Verbindung mit der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 23.01.1990 
(BGBl. I S.132), § 86 Landesbauordnung (BauO NRW) in der Fassung vom 01.03.2000 (GV.NRW. 
S.256) und §§ 7 und 41 Gemeindeordnung NW (GONW) in der Fassung vom 14.07.1994 (GV.NW. 
S.666/ SGV.NW 2023) mit den dazu erlassenen Änderungen. 
 

 
Nachdruck und Vervielfältigung 
jeder Art, auch einzelner Teile, 
sowie die Anfertigung von Ver-
größerungen oder Verkleine-
rungen sind verboten und wer-
den aufgrund des Urheber-
schutzgesetzes gerichtlich ver-
folgt. 
 
Plangrundlage 
Stand 11/2004 

 
Der Rat der Stadt Münster hat am 17.05.2006 zu dem vom 10.10.2005 bis zum 10.11.2005 erneut öffentlich ausgelegten Entwurf des  
Bebauungsplanes Nr. 448 Änderungen und Ergänzungen beschlossen, die insgesamt durch diese Planfassung wiedergegeben werden. 
 
 
 
 
Dieser Bebauungsplan ist gemäß §§ 2  und 10 BauGB und §§ 7 und 41 GONW durch den Rat der Stadt am 17.05.2006 als Satzung be-
schlossen worden. 
 
 
 
 
 
Münster, 23.05.2006 
  
 
 
Tillmann      (L.S.)   Kupferschmidt 
 
Oberbürgermeister        Schriftführer 
 
 

 
Dieser Bebauungsplan ist gemäß § 10 BauGB mit der Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Münster Nr. 9 vom 26.05.2006 in Kraft ge-
treten. 
 
 
Münster, 26.05.2006 
 
Der Oberbürgermeister 
im Auftrag 
 
Hülk      (L.S.) 
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Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Münster Nr. 19  
vom 19.11.2010: 
Hinweis über die Einsichtnahme in die gesetzlichen  
Grundlagen und sonstigen Vorschriften bei Bebauungsplänen 
Zu allen rechtskräftigen Bebauungsplänen der Stadt Münster 
wird der folgende Hinweis gegeben: 
„Die der Planung zugrundeliegenden Vorschriften (Gesetze, 
Verordnungen, Erlasse und DIN-Vorschriften) können während 
der Dienststunden bei der Stadt Münster, im Kundenzentrum 
Planen - Bauen - Umwelt im Erdgeschoss des Stadthauses 3, 
Albersloher Weg 33, eingesehen werden.“ 
Dieser Hinweis wird in den jeweiligen Bebauungsplan aufge-
nommen.  
Münster, den 12. November 2010 
Der Oberbürgermeister  
Markus Lewe 


